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Die freie Mobilität im 
Schengen-Raum wird 
wiederhergestellt – 
aber nicht für alle

Pünktlich zum Jahrestag will Europa 
seine Binnengrenzen wieder öffnen: 
Am 15. Juni jährt sich das Inkrafttre-
ten des Schengener Abkommens zum 
35. Mal. Öffentliche Feiern wird es je-
doch nicht geben. An fast allen inner-
europäischen Grenzen fanden die letz-
ten Wochen systematische Kontrollen 
statt. Wer keinen triftigen Grund zur 
Einreise hatte, musste damit rechnen, 
zurückgewiesen zu werden.

Mittlerweile geht die Zahl der Covid-
19-Neuinfektionen fast überall in Euro-
pa zurück. In den vergangenen Wochen 
verkündeten daher immer mehr Länder, 
Grenzkontrollen, Reisewarnungen und 
Quarantäneregeln lockern oder ganz 
entfallen lassen zu wollen. Die Bundes-
regierung entschied bereits Anfang Ju-
ni per Kabinettsbeschluss, zum symbol-
trächtigen Datum die Reisewarnung für 
alle EU-Mitgliedstaaten, Großbritanni-
en, die Schweiz, Norwegen, Island und 
Liechtenstein aufzuheben.

Zwar gehen zum Jubiläum nicht alle 
Grenzen auf einmal wieder auf. Aber 
Europa macht deutliche Schritte zu-
rück in Richtung Normalität. Dennoch 

gibt es zwei Gründe, warum Feierlaune 
unangebracht ist. 

Erstens steckt das Schengener Abkom-
men bereits seit seinem 30. Lebens-
jahr in einer verfrühten „Midlife-Krise“. 
Während der so genannten Migrati-
onskrise führten bereits 2015 mehrere 
Mitgliedstaaten Grenzkontrollen wie-
der ein. Diese sollten zwar nur vorü-
bergehend sein, wurden seitdem aber 
immer wieder verlängert. Stichpro-
benartige Kontrollen gehörten also be-
reits in den vergangenen Jahren zur 
Realität von Schengen dazu. Eine Zu-
rückweisung drohte allerdings vor al-
lem irregulär weiterwandernden Asyl-
suchenden und nicht EU-Bürgern auf 
dem Weg in den Sommerurlaub. 

Zweitens gilt auch in der jetzigen Kri-
se, dass die Grenzen nicht für alle Per-
sonengruppen gleich „zu“ oder „offen“ 
sind. Wie durchlässig eine Grenze ist, 
hängt stattdessen davon ab, wer um 
Einlass bittet. Durch die Corona-Pan-
demie lässt sich wie unter dem Brenn-
glas erkennen, welche Arten von Mo-
bilität notwendig und wünschenswert 
sind und welche eben nicht. 
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Die Krise warf in allen Lebensbereichen 
ein Schlaglicht darauf, dass bestimm-
te Berufsgruppen für das Funktionie-
ren unserer Gesellschaft unverzichtbar 
sind, z.B. Mitarbeitende im Gesund-
heitsbereich, aber auch Supermarkt-
kassierer. „Systemrelevant“ lautet die 
entsprechende Modevokabel. Im Mi-
grationsbereich trat die Bedeutung 
von Saisonarbeitern plötzlich zu Ta-
ge. Die Landwirtschaft fürchtete bei-

spielsweise um die Ernte des deut-
schen Spargels. Bereits kurze Zeit nach 
Verkündung des Einreisestopps nach 
Deutschland wurde für Spargelstecher 
aus Rumänien eine Ausnahme gemacht. 

Sonderregelungen gab es auch für den 
grenzüberschreitenden Berufsver-
kehr. Berufspendler, die in Deutsch-
land arbeiten, aber beispielsweise in 
Frankreich leben, konnten weiterhin 
einreisen. Hier zeigte sich, dass die Le-
bensrealität vieler Menschen in den 
Grenzregionen tatsächlich grenzüber-
greifend funktioniert. Eine vollständi-
ge Abdichtung der Grenze war nicht 
möglich. 

Diese Formen der Mobilität sind not-
wendig. Andere sind wünschenswert. 
Die Volkswirtschaften einiger euro-
päischer Länder sind stark vom Tou-
rismus abhängig. Und auch aus indivi-
dueller Perspektive sehnen sich viele 
EU-Bürgerinnen und Bürger danach, 
die Reisefreiheit wieder genießen zu 
können. An einer Landesgrenze von 
der Grenzpolizei gestoppt und gar zu-

rückgewiesen zu werden, sind sie ein-
fach nicht mehr gewohnt. 

Diesem Wunsch nach eigener Bewe-
gungsfreiheit steht allerdings oft der 
Impuls gegenüber, andere, unliebsa-
mere Arten der Mobilität weiter zu be-
schränken. Für Asylsuchende sind die 
Grenzen bereits seit 2015 immer un-
durchlässiger geworden. Jetzt ver-
schließen sich viele Länder noch wei-

ter. Asylverfahren werden auf Eis 
gelegt oder verzögern sich aufgrund 
der Umstellung auf digitale Prozes-
se erheblich. Italien erklärte seine Hä-
fen aufgrund der Pandemie für unsi-
cher. Schiffe, die Migranten aus Seenot 
gerettet haben, steckten damit erneut 
auf offener See fest. 

Tatsächlich waren die Schengen-Bin-
nengrenzen für Asylsuchende auch 
vor der Pandemie nicht offen. Schutz-
suchende, die, statt im Erstankunfts-
land zu bleiben, in ein anderes europä- 
isches Land weiterreisten, überquer-
ten die Grenze zumeist unrechtmäßig. 
Sie müssen damit rechnen, im Rah-
men einer sogenannten Dublin-Über-
stellung zurückgeschickt zu werden. 
Und auch die reguläre Aufnahme von 
Flüchtlingen geriet wegen der Pan-
demie ins Stocken. Deutschland ver-
kündete Mitte März, es werde das hu-
manitäre Aufnahmeprogramm für 
Flüchtlinge („Resettlement“) aussetzen. 

Die Gefahr in der derzeitigen Krise 
besteht nun darin, dass die Grenzen 

auch nach Eindämmung der Pandemie 
nur für bestimmten Personengrup-
pen wieder offen sind, während sie für 
unerwünschte Formen der Mobilität 
geschlossen bleiben. Seit 2015 beste-
hende Trends könnten sich dadurch 
weiter verschärfen. „Ein Virus hat Eu-
ropa infiziert, das Virus der Angst“, 
analysierte der sozialdemokratische 
italienische Politiker Gianni Pittella 
vor vier Jahren bei einer Debatte des 
Europäischen Parlaments zur Flücht-
lingskrise. Mit dieser Metapher wollte 
er die Abschottungstendenzen der eu-
ropäischen Migrationspolitik beschrei-
ben. Heute befeuert das reale Covid-
19-Virus diese Tendenzen noch weiter. 

Die Langzeitfolgen der Pandemie für 
die weltweite und innereuropäische 
Mobilität sind noch nicht abzuse-
hen. Die verantwortlichen Entschei-
der in Deutschland und Europa sollten 
sorgsam abwägen, welche Prioritäten 
sie setzen, wenn Bewegungsfreiheit 
schrittweise wieder ermöglicht wird. 
So schön der Traum vom Sommer-
urlaub auch ist, dürfen gesellschaft-
lich umstrittenere Formen der Mo-
bilität dabei nicht vergessen werden. 
Das Asylsystem in Europa stand schon 
vor der Corona-Krise unter Druck. Die 
Pandemie sollte nicht zum Vorwand 
werden, es noch weiter auszuhöhlen. 

Die Langzeitfolgen  
der Pandemie für die weltweite  
und innereuropäische Mobilität  

sind noch nicht abzusehen.
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